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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Innere Sicherheit

Der föderalistische Charakter des Justizsystems, welches dem Bund nur bei wenigen
Delikten (im wesentlichen Drogenhandel, Geldfälschung und Sprengstoffanschläge)
eigene Ermittlungsbefugnisse zugesteht, erweist sich oft als Hindernis für eine
wirksame Bekämpfung des organisierten Verbrechens. Bundesrat Koller gab deshalb im
Frühjahr eine Teilrevision des Strafgesetzbuchs in die Vernehmlassung, welche der
Bundesanwaltschaft bei kantons- oder grenzübergreifenden sowie bei komplizierten
Fällen mehr Kompetenzen bei der Ermittlung einräumen möchte. Dieser Vorschlag
wurde mehrheitlich als zu wenig weit gehend beurteilt. Unbestritten war die Kompetenz
der Bundesbehörden, namentlich in den Bereichen der Geldwäscherei und des
organisierten Verbrechens Voruntersuchungen durchzuführen. Als ineffizient und zu
kompliziert wurde hingegen kritisiert, dass danach die gerichtliche Untersuchung
wieder an die Kantone delegiert würde, und nicht die Bundesanwaltschaft die Anklage
vor den Gerichten vertreten kann. Die Konferenz der Strafverfolgungsbehörden der
Schweiz schlug vor, die Bundesanwaltschaft zu einer Untersuchungsbehörde für
bedeutende und grenzüberschreitende Verbrechen auszubauen und sie als Anklägerin
vor einem neuzuschaffenden erstinstanzlichen Bundesstrafgericht antreten zu lassen.
Als längerfristige Lösung wurde diese Idee auch von der Konferenz der kantonalen
Justiz- und Polizeidirektoren unterstützt. Kurzfristig möchten diese, dass die
Bundesanwaltschaft in aussergewöhnlichen Fällen subsidiäre Ermittlungskompetenz
erhält und vor den kantonalen Gerichten als Anklägerin auftreten darf. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.11.1996
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

Im Rahmen der Umsetzung der Justizreform legte der Bundesrat Ende Februar seinen
Entwurf für die Totalrevision der Bundesrechtspflege vor. Damit sollen insbesondere
die gesetzlichen Grundlagen für die Einrichtung eines Bundesstrafgerichts und eines
Bundesverwaltungsgerichts geschaffen werden. Diese hätten als neue erste Instanzen
bei Delikten zu dienen, die unter die Bundesgerichtsbarkeit fallen, und würden damit
dem Bundesgericht eine merkliche Entlastung bringen. Mit dem
Bundesverwaltungsgericht könnten zudem die mehr als zwanzig bestehenden
Rekurskommissionen des Bundes und die Beschwerdedienste der Departemente
aufgehoben werden. Als Wahlbehörde für die Ernennung der an den beiden neuen
Gerichten tätigen Richter schlug der Bundesrat sich selbst vor. Er begründete dies mit
dem Argument, dass das Parlament mit dieser Aufgabe angesichts der grossen Anzahl
der an die beiden neuen Instanzen zu wählenden Richter (10 bis 35 beim Bundesstraf-
und 50-70 beim Bundesverwaltungsgericht) überfordert wäre. Als weitere Massnahme
zur Entlastung des Bundesgerichts schlug die Regierung die Erhöhung der
Streitwertgrenze bei vermögensrechtlichen Auseinandersetzungen in Zivilsachen von
CHF 8'000 auf 40'000 vor. Als organisatorische Neuerung soll ferner das
Versicherungsgericht in Luzern in das Bundesgericht in Lausanne integriert werden,
wobei der Standort Luzern erhalten bleibt. Diese organisatorische Zusammenfassung
wurde sowohl vom Bundesgericht als auch vom Versicherungsgericht als sachlich nicht
opportun und unter dem Gesichtspunkt der Effizienzsteigerung unergiebig abgelehnt.
Formell besteht die Vorlage aus drei neuen Gesetzen (Bundesgerichtsgesetz,
Strafgerichtsgesetz und Verwaltungsgerichtsgesetz), wobei das Bundesgerichtsgesetz
das bisherige Gesetz über die Organisation der Bundesrechtspflege ersetzt. (Zur
Volksabstimmung über die Justizreform im Rahmen der Revision der Bundesverfassung
siehe hier.) 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.02.2001
HANS HIRTER
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Zu einem grossen Schlagabtausch regionaler Interessen kam es im Ständerat bei der
Frage des Standorts der beiden neuen Gerichte. Die Kommissionsmehrheit
unterstützte den Vorschlag des Bundesrates (Aarau und Freiburg); eine aus Marty (fdp,
TI), Dettling (fdp, SZ), Schweiger (fdp, ZG) und Slongo (cvp, NW) gebildete Minderheit war
für Bellinzona und St. Gallen. (Zu dieser Minderheit gehörten bezüglich Bellinzona auch
noch Stadler (cvp, UR) und bezüglich St. Gallen Bürgi (svp, TG)).  Die Befürworter dieser
Standorte versuchten einerseits darzulegen, dass bezüglich der vom Bundesrat
angeführten sachlichen Kriterien für die Standortwahl (vor allem Distanz zu den
Bevölkerungszentren und Personalrekrutierung) auch Bellinzona und St. Gallen geeignet
seien. Viel stärker berücksichtigt werden müsse aber das staatspolitische Element einer
Dezentralisierung der eidgenössischen Institutionen, und dieses spreche eindeutig für
Gerichtssitze in der italienischsprachigen Schweiz und der Ostschweiz. Mit jeweils 26:15
Stimmen beschloss der Ständerat, das Bundesstrafgericht in Bellinzona und das
Bundesverwaltungsgericht in St. Gallen anzusiedeln. Im Nationalrat empfahl die
Kommission ebenfalls, allerdings mit nur knapper Mehrheit, die Standorte Aarau und
Freiburg. Nachdem sich nahezu alle Abgeordnete aus den betroffenen vier Kantonen
für ihre Region eingesetzt hatten, beschloss der Rat mit 123:61 Stimmen, Bellinzona den
Vorzug vor Aarau zu geben. Knapper war der Entscheid beim wesentlich
personalreicheren Bundesverwaltungsgericht. Nachdem Freiburg und St. Gallen je 92
Stimmen auf sich vereinigt hatten, gab die Ratspräsidentin Maury-Pasquier (sp, GE) den
Ausschlag für Freiburg. Da aber der Ständerat auf seinem Entscheid für St. Gallen
beharrte, gab die grosse Kammer mit 95:84 Stimmen nach. Der Ständerat
verabschiedete anschliessend eine Empfehlung Lombardi (cvp, TI) (02.3377), welche
den Bundesrat auffordert, die Bundesverwaltung zu dezentralisieren und dabei vor
allem Freiburg und Aarau zu berücksichtigen. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.09.2002
HANS HIRTER

Nach der Rückweisung der bundesrätlichen Vorlage zur Schaffung eines
Bundesstrafgerichts und eines Bundesverwaltungsgerichts durch den Ständerat im
Vorjahr hatte dessen Rechtskommission einen Vorschlag für eine parlamentarische
Gerichtskommission zur Wahlvorbereitung ausgearbeitet. Das Projekt sah vor, dass
diese Kommission bei ihrer Arbeit von einem ständigen Sekretariat und einem
Expertenbeirat unterstützt wird. Letzterer wirkt bei der Wahlvorbereitung für das
Bundesstraf- und das Bundesverwaltungsgericht mit und kann – muss aber nicht – bei
den Bundesgerichtswahlen beigezogen werden. Um den anlässlich der Rückweisung im
Jahr 2001 geäusserten Ängsten vor einem zu grossen Einfluss dieser Experten Rechnung
zu tragen, werden deren Empfehlungen und Evaluationen nicht veröffentlicht. Die
parlamentarische Gerichtskommission selbst setzt sich aus zwölf Mitgliedern des
Nationalrats und fünf des Ständerats zusammen, wobei jede Fraktion Anspruch auf
mindestens einen Sitz hat. Die Oberaufsicht über die Gerichte sollen weiterhin die
Geschäftsprüfungskommissionen und nicht diese neue Gerichtskommission haben.
Diese Vorschläge kamen im Ständerat in der Frühjahrssession gut an. Umstritten war
nur noch die Frage der parlamentarischen Oberaufsicht über die Gerichte. Mit der
Auflage, dass sie ihre Arbeit neu organisieren müssen, wurde diese bei den GPK
belassen. Der Nationalrat begann im Herbst mit den Beratungen. In der Frage der
Vorbereitung der Richterwahlen war er weitgehend mit dem Ständeratsmodell
einverstanden. Er lehnte es allerdings ab, bereits jetzt über die Schaffung einer
konsultativen Expertenkommission (Beirat) zu entscheiden, da zuerst die Frage der
Organisation der Oberaufsicht über die Bundesgerichte geklärt werden müsse.
Nachdem der Nationalrat in der zweiten Runde einen Kompromissvorschlag der kleinen
Kammer abgelehnt hatte, einen solchen Beirat wenigsten mit einer Kann-Formel zu
ermöglichen, gab der Ständerat nach. Das Gesetz über das Bundesstrafgericht wurde in
der Herbstsession verabschiedet; die neuen Bestimmungen über die Richterwahl in der
Wintersession. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.12.2002
HANS HIRTER

Das Parlament hiess eine Änderung der Verordnung über die Richterlöhne
oppositionslos gut (06.016). Gegen Jahresende unterbreitete der Bundesrat dem
Parlament auch noch eine Verordnung über die Taggelder und Reisespesen der
nebenamtlichen Bundesrichter (diese sind nicht fix besoldet) zur Genehmigung. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.10.2006
HANS HIRTER
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Der Ständerat behandelte in der Sommersession die im Vorjahr vom Bundesrat
vorgeschlagene Anpassung der Bestimmungen über die Strafbehörden des Bundes an
die neue schweizerische Strafprozessordnung. Er stellte sich dabei gegen die von der
Regierung angestrebte Wahl und Überwachung der Bundesanwaltschaft durch den
Bundesrat. Damit dieser Bundesanwalt über eine unabhängige Stellung verfügt, sollen er
und seine Ersatzleute vom Parlament gewählt und von einer Fachaufsichtskommission
überwacht werden. Dieses Aufsichtsgremium soll sich aus je einem Richter des
Bundesgerichts und des Bundesstrafgerichts, zwei praktizierenden Anwälten und drei
Fachleuten, die weder Richter noch Anwälte sind, zusammensetzen. Die
Rechtskommission des Nationalrats übernahm diese Regelung. Sie scheiterte in der
Wintersession im Plenum aber am Widerstand der SVP, der CVP und der BDP, welche
dagegen ins Feld führten, dass durch die Parlamentswahl des Bundesanwalts diese
Funktion zu sehr von der Politik abhängig werde, und dass die Rolle und Stellung des
Aufsichtsgremiums unklar sei. Der Nationalrat beschloss ferner die Schaffung einer
vollwertigen Rekursinstanz für Urteile des Bundesstrafgerichts. Zuständig für diese
nicht bloss formale, sondern auch materielle Überprüfung soll das Bundesgericht sein. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.12.2009
HANS HIRTER

Laut Geschäftsbericht 2014 des Bundesgerichtes wurden die Gerichte im Jahr 2014
mit etwas weniger neuen Fällen (total 7'702 Fälle) belastet als im Vorjahr (7'918). Weil
gleichzeitig weniger Fälle (7'563) erledigt werden konnten als noch 2013 (7'876) stiegen
die Pendenzen gegenüber dem Vorjahr um 139 Fälle auf 2'650 leicht an. Die
durchschnittliche Dauer eines Prozesses lag unverändert bei 131 Tagen. Bei elf Fällen
hatte die Erledigung mehr als zwei Jahre gedauert. Der Bericht erwähnte auch die Zahl
der Beschwerden gegen die Schweiz beim Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte (EGMR). Im Vergleich zu 2013 hatte diese Zahl von 514 auf 292
abgenommen. 2014 hatte der EGMR 386 Entscheide gefällt, davon 18 Urteile. In neun
Fällen - diese Zahl blieb im Vergleich zum Vorjahr unverändert - hatte das
internationale Gericht eine Verletzung der Menschenrechtskonvention festgestellt. Das
Bundesgericht hatte 2014 zudem einige Vorschläge für eine Revision des
Bundesgerichtsgesetzes angeregt, die im EJPD bearbeitet werden. Ziel ist nach wie vor
eine Entlastung des obersten Gerichtes von Bagatellfällen. 
Corina Eichenberger-Walther (fdp, AG) im Nationalrat bzw. Martin Schmid (fdp, GR) im
Ständerat wies als KommissionssprecherIn darauf hin, dass sich die GPK-
Subkommission dem Thema individuelle Erledigungsstatistik angenommen habe. Ab und
zu werde der Wunsch nach einer Überprüfung der Effizienz der einzelnen
Bundesrichterinnen und Bundesrichter laut. Zwar zeigten anonymisierte Zahlen eine
grosse Diskrepanz in der Anzahl Mitwirkungen bei Entscheiden, dies liesse sich aber
aufgrund der Schwere der Fälle erklären. Beide lobten die Arbeit der Gerichte und
wiesen darauf hin, dass der Umstand, dass die Geschäftsführung der obersten
Justizbehörden kaum medial beleuchtet werde, ein sehr gutes Zeichen sei. In beiden
Kammern wurde der Bericht denn auch ohne Diskussion zur Kenntnis genommen. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.06.2015
MARC BÜHLMANN

Laut Geschäftsbericht 2015 des Bundesgerichts ist das Geschäftsaufkommen im Jahr
2015 in allen vier nationalen Gerichten erneut angestiegen: 
Beim Bundesgericht wurden im Berichtsjahr 7'853 neue Beschwerden eingereicht, was
einer Zunahme von 148 Fällen entspricht. Allerdings hat auch die Zahl der Erledigungen
auf 7'695 Fälle zugenommen (+132 Fälle im Vergleich zu 2014). Im Bericht wird eine
durchschnittliche Prozessdauer von 134 Tagen angegeben (2014: 131 Tage). Die auf 2016
verschobenen Pendenzen sind im Vergleich zum Vorjahr (2'653 Fälle) erneut
angestiegen und umfassen 2'811 Fälle. In seinem Bericht wies das Bundesgericht auch
die beim EGMR gegen die Schweiz eingereichten und behandelten Beschwerden aus.
2015 wurden dort 318 Beschwerden eingereicht (2014: 292 Beschwerden) und der
Gerichtshof hatte 331 Entscheidungen betreffend die Schweiz gefällt, wovon 10 Urteile
ergingen und in drei Fällen eine Verletzung der Menschenrechtskonvention durch die
Schweiz festgestellt wurde (Vorjahr: 9 Verletzungen). 
Auch das Bundesstrafgericht wies eine leichte Zunahme an Geschäften und Pendenzen
aus. Allerdings gilt dies insbesondere für die Strafkammer. In der Beschwerdekammer
konnten die Pendenzen im Jahr 2015 hingegen abgebaut werden. Im Bericht wurde die
sehr unterschiedliche Arbeitsbelastung zwischen den einzelnen Sprachen
angesprochen. Es sei für ein kleines Gericht eine grosse Herausforderung, alle
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gleichmässig zu belasten. 
Im Bundesverwaltungsgericht hatten 2015 die Fälle im Asylrecht (Abteilungen IV und V)
sehr stark, von 4'831 auf 5'661 Eingänge, zugenommen. Gleichzeitig wurde die
Erledigung der Fälle in diesem Bereich – bei gleichbleibender durchschnittlicher

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.06.2016
MARC BÜHLMANN
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Verfahrensdauer von 100 Tagen – deutlich gesteigert (von 4'163 auf 5'015). 
In allen Abteilungen zusammen wurden 8'465 neue Eingänge verzeichnet, was im
Vergleich zu 2014 einem Plus von 857 Fällen entspricht. Insgesamt betrug die
Verfahrensdauer eines Falles vor Bundesverwaltungsgericht noch 182 Tage, war also
wesentlich kürzer als noch 2014 (200 Tage). 
Das Bundespatentgericht regelt seit 2012 zivilrechtliche Streitigkeiten über Patente.
Für die jeweiligen ordentlichen Verfahren – 2015 wurden 19 neu eingereicht (2014: 15)
und 19 erledigt (2014: 20) – werden nebenamtliche juristische und technische
Fachrichter eingesetzt, was dazu beiträgt, dass die Verfahren kostengünstig und zügig
erledigt werden und häufig in einem Vergleich enden, wie im Bericht vermerkt wurde. 
Die Räte nahmen in der Sommersession 2016 Kenntnis vom Bericht und hiessen den
entsprechenden Bundesbeschluss gut. In seinem Plädoyer in beiden Kammern wies
Gerichtspräsident Gilbert Kolly insbesondere auf die stetig zunehmende Arbeitslast hin
und die damit verbundene Notwendigkeit einer Stärkung der eidgenössischen Gerichte.
Die laufende Reform des Bundesgesetzes über das Bundesgericht gehe diesbezüglich in
die richtige Richtung, genüge wahrscheinlich aber noch nicht. 8

Im Juni 2016 kam der Bundesrat der Aufforderung der beiden Kammern nach und legte
eine Zusatzbotschaft zur Revision des Bundesgesetzes über das Bundesgericht vor. Die
Regierung unterbreitete zwei Vorlagen: Mit einer Änderung des
Strafbehördenorganisationsgesetzes (StBOG) soll eine Berufungskammer am
Bundesstrafgericht eingerichtet werden. Damit soll ermöglicht werden, dass Urteile von
Vorinstanzen auch inhaltlich (tatsächlich) und nicht nur rechtlich überprüft werden
können. Zudem werden mit der ersten Vorlage auch Vizepräsidien für alle Kammern des
Bundesstrafgerichtes eingeführt – eine Forderung, die auf eine 2012 überwiesene
parlamentarische Initiative (12.426) zurückging. Die zweite Vorlage umfasste
Änderungen von Verordnungen, mit denen das StBOG umgesetzt und die erste Vorlage
adaptiert werden soll. Damit folgte die Regierung dem Anliegen der Räte und
insbesondere dem Vorschlag der Präsidien von Bundesstraf- und Bundesgericht. In der
ständerätlichen Debatte hob Bundesrätin Simonetta Sommaruga hervor, dass mit der
Vorlage das gleiche Rechtsmittelsystem geschaffen werde, wie es in den Kantonen
bereits vorherrsche. Die Kantonsvertreterinnen und -vertreter hiessen die beiden
Vorlagen denn auch einstimmig und ohne Enthaltungen gut. Der ursprüngliche Entwurf
sowie die für die Gesetzesänderung verantwortliche Motion Janiak (sp, BL) (10.3138)
wurden gleichzeitig abgeschrieben. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.12.2016
MARC BÜHLMANN

Die RK-NR entschloss sich mit 16 zu 9 Stimmen dem Ständerat zu folgen und empfahl,
der Schaffung einer Berufungskammer am Bundesstrafgericht sowie der Einrichtung
von Vizepräsidien in allen Kammern des Bundesstrafgerichtes zuzustimmen. Letzteres
geht auf eine parlamentarische Initiative der RK-NR selber zurück. Der Schutz der
Rechtssuchenden könne damit verstärkt werden. Eine Kommissionsminderheit
beantragte Nichteintreten. Als Spezialgericht brauche das Bundesstrafgericht keine
Berufungskammer. Mit der Einrichtung einer solchen Kammer werden bis zu zehn neue
nebenamtliche Richterinnen und Richter benötigt, was zusätzlich eine Änderung der
Richterverordnung bedingen würde. Hier äusserte ein Teil der Kommission Bedenken
wegen fehlender juristischer Unabhängigkeit, weil sich die Berufungsrichterinnen und
-richter im gleichen Gebäude befänden wie ihre erstinstanzlichen Kolleginnen und
Kollegen. 
Das Geschäft zur  Revision des Bundesgesetzes über das Bundesgericht kam in der
Frühlingssession in Form von zwei Vorlagen in den Nationalrat. Der Antrag der SVP-
Fraktion und der Kommissionsminderheit auf Nichteintreten wurde deutlich verworfen.
Die SVP wollte vergeblich geltend machen, dass es keine neue Kammer brauche, weil
heute schon die – günstigere – Lösung bestehe, einen Sachverhalt nachträglich neu
abklären zu lassen. Dafür reiche das Bundesgericht und es brauche keine zweite Instanz
im Bundesstrafgericht. Nach der Eintretensdebatte wurden beide Vorlagen in der
Gesamtabstimmung deutlich und jeweils nur mit Opposition der SVP angenommen.
Gleichzeitig schrieb die grosse Kammer die ursprüngliche, 2015 an den Bundesrat
zurückgewiesene Vorlage ab. 
Allerdings hatte die RK-NR beim neuen Bundesgesetz eine Änderung eingebaut. Sie
wollte dem Präsidium der Strafkammer die Möglichkeit verschaffen Strafverfahren, die
in der Kompetenz eines Einzelgerichts liegen, bei entsprechend erforderlichen
rechtlichen Verhältnissen an das Kollegialgericht zu übertragen. Deshalb kam das
Geschäft ein paar Tage später noch einmal zurück in den Ständerat, der diese Regelung
allerdings als überflüssig erachtete und sie ablehnte: mit der Schaffung einer

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.03.2017
MARC BÜHLMANN
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Berufungskammer sei diese Kompetenz nicht nötig. Der Nationalrat sah dies ein und
folgte der kleinen Kammer stillschweigend. 
Beide Kammern hiessen schliesslich in der Schlussabstimmung sowohl das neue
Bundesgesetz als auch die Verordnung gut. Im Ständerat standen jeweils 5 Nein-
Stimmen aus der SVP 40 Ja-Stimmen gegenüber und auch im Nationalrat stammten die
58 (Bundesgesetz) bzw. die 62 (Verordnung) ablehnenden Voten aus der SVP-Fraktion.
Sie standen freilich gegen die 137 (Gesetz) bzw. 134 (Verordnung) Ja-Stimmen auf
verlorenem Posten. 10

Der neue Bundesgerichtspräsident Ulrich Meyer äusserte im Rahmen der Diskussion
zum Geschäftsbericht des Bundesgerichtes 2016 in der Sommersession Kritik am
Parlament. Zehn Jahre nach Inkrafttreten des Bundesgerichtsgesetzes liege dessen Ziel
einer nachhaltigen Entlastung des BGer in weiter Ferne. Nicht weniger – wie bei der
damaligen Revision beabsichtigt – sondern mehr Beschwerden würden eingereicht.
Dabei sei insbesondere der strafrechtliche Bereich betroffen, was nicht zuletzt auf den
Entscheid des Parlaments, eine Strafprozessordnung einzuführen, zurückzuführen sei:
Mit dem Staatsanwaltschaftsmodell seien viele anfechtbare Entscheide geschaffen
worden, was eine „Flut von Beschwerden“ nach sich ziehe. Entsprechend warb Meyer
für die geplante Teilrevision des Bundesgerichtsgesetzes. Zudem forderte er das
Parlament auf, eine gesetzliche Grundlage für die Nutzung von Open-Source-Software
sowie das elektronische Gerichtsdossier zu schaffen, mit dem der Verkehr zwischen
Rechtsanwältinnen und -anwälten und den Gerichten nur noch elektronisch erfolgen
soll. 
In der Tat zeigt der Bericht auf, dass im Berichtjahr (2016) 7'743 neue Fälle ans
Bundesgericht gelangten, also nur unwesentlich weniger als 2015 (7'853). Insgesamt
wurden 7'811 Fälle erledigt (2015: 7'695), wobei ein Fall im Schnitt 140 Tage brauchte
(2015: 134 Tage). 13 Prozent der Beschwerden wurden gutgeheissen. 2016 wurden laut
Bericht am EGMR 228 Entscheidungen betreffend die Schweiz gefällt (2015: 331), wobei
in fünf Fällen eine Verletzung der Menschenrechtskonvention durch die Schweiz
festgestellt worden war (2015: 3). 
Das Bundesstrafgericht wies ein im Vergleich zum Vorjahr stabiles
Geschäftsaufkommen aus, wobei allerdings ein Anstieg an Eingängen in der
Beschwerdekammer verzeichnet wurde. Auch beim Bundesverwaltungsgericht war die
Geschäftslast hoch. Zwar gingen etwas weniger Fälle ein als im Vorjahr (2016: 8'102;
2015: 8'469), was auf einen Rückgang von Fällen im Asylbereich zurückzuführen sei, die
Zahl der vom Vorjahr übernommenen Pendenzen (5'147) sei aber markant höher
gewesen als 2015 (4'540) – so der Teilbericht. Mit dem Anstieg der durchschnittlichen
Verfahrensdauer von 182 auf 212 Tage wurden im Berichtsjahr weniger Fälle erledigt
(7'517) als noch 2015 (7'869). Mit seiner Reorganisation sei die Geschäftslast im
Bundesverwaltungsgericht nun aber ausgewogener verteilt worden, was zu höherer
Effizienz führen werde. Auch das Bundespatentgericht, das seit 2012 tätig ist,
verzeichnet einen Anstieg der Eingänge, und zwar von 23 auf 27, wobei insbesondere
die summarischen Verfahren (von 4 auf 9) zugenommen haben. In beiden Kammern
wurde der Bericht genehmigt. 11
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